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Frank Schimmelfennig (Mannheim) / Stefan Engert
(Darmstadt) / Heiko Knobel (Darmstadt)
Europäisierung in Osteuropa: Reaktionen
auf die demokratische Konditionalität
Mit ihrer Politik der demokratischen Konditionalität versucht die EU, die osteuropäischen Regie-
rungen zur Übernahme liberaler Demokratie- und Menschenrechtsnormen zu bewegen. In einer ver-
gleichenden Analyse Estlands, Lettlands, Jugoslawiens und der Slowakei erklären wir die unter-
schiedlichen Reaktionen der Regierungen auf diese Politik durch die Stärke der Resonanz dieser
liberalen Normen und durch die Höhe der machtpolitischen Kosten ihrer Übernahme. Während je-
doch die Normresonanz vornehmlich Einfluss auf das argumentative Verhalten der Regierungen hat,
bestimmen die Machtkosten die praktische Regeleinhaltung.
1. Einleitung1
Im Allgemeinen befasst sich die Forschung
über Europäisierung mit den institutionellen und
policy-spezifischen Auswirkungen spezifischer
EU-Regeln und europäischer Entscheidungs-
und Verwaltungsprozesse in den Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft (vgl. Cowles/Caporaso/
Risse 2001; Héritier et al. 2001). Wir hingegen
untersuchen allgemeine westlich-liberale
Demokratienormen und ihre Auswirkungen in
den Nicht-Mitgliedstaaten Osteuropas. Warum
dieser Fokus? Die EU versteht sich als Gemein-
schaft liberaldemokratischer Staaten (Art. 6
EUV) und verlangt von ihren Beitritts-
kandidaten vor der Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen, dass diese stabile demokratische
und rechtsstaatliche Institutionen besitzen und
die Menschen- und Minderheitenrechte achten.
Bei der Verbreitung und Übernahme liberal-
demokratischer Prinzipien geht es also gewisser-
maßen um die Grundlagen der Europäisierung,
die in den Mitgliedstaaten weitgehend unprob-
lematisch sind und daher nur selten ins Blick-
feld geraten. Bei den Nicht-Mitgliedstaaten tritt
die Übernahme des acquis communautaire und
damit der typische Gegenstand der Euro-
päisierungsforschung jedoch erst mit dem Be-
ginn der Beitrittsverhandlungen in den Vorder-
grund.
Um diese Grundlagen der Europäisierung in
den (Noch-)Nicht-Mitgliedstaaten Osteuropas
zu fördern, verfolgt die EU eine Politik der de-
mokratischen Konditionalität, die die finanzi-
elle Unterstützung und institutionelle An-
bindung dieser Staaten von deren Fortschritten
bei der demokratischen Konsolidierung abhän-
gig macht. In diesem Artikel erklären wir  ent-
sprechend der Akteursperspektive des Schwer-
punkthefts und seines Interesses an der Zäh-
mung der Widerspenstigen  die Reaktionen
osteuropäischer Regierungen auf die demokra-
tische Konditionalität, und zwar solcher Regie-
rungen, die sich zumindest anfänglich den von
der EU geforderten liberaldemokratischen Stan-
dards widersetzten.
Mit ihrer Politik der demokratischen
Konditionalität verfolgt die EU eine Strategie
der reaktiven Verstärkung durch materielle und
soziale Anreize, die den Regierungen einen
beträchtlichen Reaktionsspielraum lässt. Es ist
unser zentrales Argument, dass sich deren Re-
aktionen durch die Resonanz der liberalen Nor-
men und die machtpolitischen Kosten ihrer
Übernahme erklären lassen. In ihrer Wirkung
unterscheiden sich diese beiden Faktoren je-
doch. Während die Resonanz Einfluss auf das
argumentative Verhalten der Regierungen hat,
beeinflussen die Kosten die praktische Regel-
einhaltung. In Fällen hoher Normresonanz er-
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kennen Regierungen die Geltung der Norm ver-
bal an, anderenfalls argumentieren sie kontro-
vers. Sind die machtpolitischen Anpassungs-
kosten hoch, werden die Normen auch bei hoher
Resonanz praktisch nicht oder nur unzureichend
befolgt. Sind die Kosten niedrig, kommen Re-
gierungen den Forderungen der EU jedoch auch
bei geringer Resonanz nach.
Wir illustrieren die unterschiedlichen Re-
aktionsweisen und deren Rahmenbedingungen
an vier osteuropäischen Ländern und Proble-
men: an der Slowakei während und nach der
Mečiar-Regierung, an der jugoslawischen Ko-
operation mit dem UN-Kriegsverbrechertribunal
in Den Haag sowie an der estnischen und letti-
schen Politik gegenüber der russischsprachigen
Bevölkerung. In allen diesen Fällen gelang die
Zähmung der Widerspenstigen schließlich,
wenn auch  je nach den vorherrschenden in-
nenpolitischen Bedingungen  auf unterschied-
lichen Wegen und in unterschiedlichem Aus-
maß.
2. Die demokratische Konditionalität der EU
Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts hat die
EU  zunächst informell und später dann for-
mell  die Übernahme und Einhaltung von west-
lichen Demokratie- und Menschenrechts-
standards zur Bedingung für eine institutionel-
le Annäherung und Unterstützung der Staaten
Ost- und Mitteleuropas gemacht (Smith 2001,
3740). Nach 1992 hat die EU so genannte
Menschenrechtsklauseln in ihren Kooperations-
und Assoziationsabkommen mit diesen Staaten
verankert, die eine Aussetzung oder Auf-
kündigung dieser Verträge ermöglichen, sollte
ein Staat diese Standards verletzen. Im Juni 1993
entschied der Europäische Rat in Kopenhagen,
dass Demokratie, die Stabilität der Institutionen,
Rechtstaatlichkeit, der Schutz der Menschen-
rechte sowie der Respekt für und der Schutz von
Minderheiten die Vorbedingungen für eine Mit-
gliedschaft in der EU seien.
Konditionalität beruht auf dem Mechanismus
der Verstärkung. Verstärkung belohnt
sozialkonformes und bestraft abweichendes
Verhalten. Dadurch, so die Annahme, wird kon-
formes Verhalten stabilisiert, weil die Ziel-
akteurInnen Bestrafungen zu entgehen und Be-
lohnungen zu sichern suchen. Die Kondi-
tionalitätspolitik der EU beschränkt sich in der
Regel auf die Verwendung positiver sozialer und
materieller Anreize und setzt damit auf eine
Verstärkung durch Belohnung.
Materielle Anreize für die osteuropäischen
Nichtmitglieder bestanden zunächst in der fi-
nanziellen und technischen Unterstützung der
Transformation durch das PHARE-Programm,
dann in den Assoziationsabkommen und dem
damit verbundenen Zugang zum EU-Binnen-
markt. Als soziale Anreize können die interna-
tionale Anerkennung durch die EU und die mit
der Anbindung an die EU einhergehende Legi-
timation als demokratischer und europäischer
Staat gelten. Den stärksten sozialen und mate-
riellen Anreiz stellt der Beitritt zur EU dar. Mit-
gliedschaft bedeutet nicht nur die höchste An-
erkennung als gleichwertiger Partner durch die
Staatengemeinschaft der EU, sondern stellt auch
die höchsten materiellen Gewinne durch ver-
stärkten Handel, Investitionen, Subventionen
und die Teilnahme am Entscheidungsprozess der
EU in Aussicht.
Verstärkung durch Belohnung besteht darin,
dass eine Organisation soziale und materielle
Belohnungen für den Fall verspricht, dass eine
Regierung bestimmte Bedingungen erfüllt 
andernfalls werden ihr lediglich die Belohnun-
gen verweigert. Die Organisation versucht je-
doch nicht, die Kosten-Nutzen Kalkulationen
dieser Regierung durch erzwingende (Verstär-
kung durch Bestrafung) oder unterstützende
Maßnahmen (Verstärkung durch Unterstützung)
zu verändern, um konformes Verhalten zu er-
reichen.
In der Tat hat die EU in Fällen der Nichterfül-
lung ihrer politischen Forderungen regelmäßig
die finanzielle Unterstützung oder den Ausbau
der institutionellen Beziehungen verweigert.
Nur in wenigen Ausnahmefällen hat sie existie-
rende Verträge ausgesetzt (Rumänien 1989, Ju-
goslawien 1991), und obwohl EU-Mitglieds-
staaten sich an UN-Sanktionen und militärischen
Interventionen der NATO in Bosnien und im
Kosovo beteiligt haben, war die EU selbst nicht
in diese erzwingenden Maßnahmen involviert.
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Karen Smith (2001, 49) zufolge spielte
schließlich auch Verstärkung durch Unterstüt-
zung eine geringe Rolle, denn nur ein Prozent
der EU-Hilfe flossen in die direkte Förderung
der Demokratie in den Staaten Mittel- und Ost-
europas.
Mit ihren politischen Bedingungen lag die EU
im Allgemeinen auf einer gemeinsamen Linie
mit den übrigen europäischen Regional-
organisationen (OSZE, Europarat und NATO).
Daher lässt sich die EU-Europäisierung von den
Einflüssen anderer Organisationen hinsichtlich
der liberalen Grundnormen inhaltlich kaum
unterscheiden. Doch gilt die EU-Beitritts-
konditionalität als besonders hart (vgl. Checkel
2000): Während die OSZE europäische Staaten
in der Regel ohne Vorbedingungen aufnahm,
knüpfte der Europarat den Beitritt an weniger
weitreichende politische Bedingungen; beide
Organisationen versuchen Reformen von
innen zu fördern, wenn die Neumitglieder
beigetreten sind. Staaten wie Albanien,
Kroatien oder die Ukraine waren bereits Mit-
glieder des Europarats, als für sie noch nicht
einmal die Assoziation mit der EU in Frage kam.
Allerdings hat sich die harte Beitritts-
konditionalität der EU (und der NATO) dank
der starken materiellen Anreize bei der
Durchsetzung politischer Reformen als weitaus
wirksamer erwiesen (Kelley 2002; Schimmel-
fennig/Engert/Knobel 2003).
3.Reaktionen auf die demokratische
Konditionalität der EU
Wenn die demokratische Konditionalität der
EU eine Strategie der Verstärkung durch Beloh-
nung ist, welche Möglichkeiten haben Regie-
rungen dann, auf das bedingte Angebot sozia-
ler und materieller Belohnungen zu reagieren?
Zunächst ist festzuhalten, dass diese EU-Stra-
tegie den Zielregierungen eine große externe
Entscheidungsfreiheit lässt. Sie können autonom
abwägen, ob die externen Anreize die innenpo-
litischen Kosten übersteigen und müssen im
Fall, dass sie zu einem negativen Ergebnis kom-
men, nicht mit zusätzlichen Sanktionen (Bestra-
fung) rechnen. Unter diesen Bedingungen ist die
Varianz der Reaktionen auf die EU-Kondi-
tionalität überwiegend aus internen Bedingun-
gen zu erklären. Wir unterscheiden zwei Dimen-
sionen der Reaktion: Form der Reaktion und
Grad der Befolgung (vgl. Tab. 1).
Unter argumentativen Reaktionen verstehen
wir verbale Reaktionen, die auf die Richtigkeit
der Anschuldigungen und Legitimität der EU-
Forderungen Bezug nehmen.
(1) Es kommt zur Ablehnung, wenn Regie-
rungen die Rechtmäßigkeit der Bedingungen
bestreiten. Sie können die Legitimität liberaler
Menschenrechte und liberaler Demokratie als
universelle Standards in Zweifel ziehen, oder
der EU das Recht absprechen, sich in die inne-
ren Angelegenheiten von Nichtmitglieds-
staaten einzumischen.
(2) Als Ausflüchte bezeichnen wir argumen-
tative Reaktionen, die zwar die Menschenrech-
te und Demokratie als Standards anerkennen
und auch der EU das Recht zusprechen, die Ein-
haltung dieser Standards als Bedingung für
materielle Unterstützung und institutionelle Bin-
dungen einzufordern. Die Zielregierungen be-
haupten jedoch zugleich, dass die EU die Situ-
ation im Land unzutreffend interpretiert, oder
sie gestehen zwar eine Regelverletzung ein, füh-
ren sie aber auf besondere Umstände zurück 
etwa eine ökonomische Krise  oder rechtferti-
Tabelle 1: Reaktionen auf Konditionalität
Grad der Befolgung
Form Niedrig Mittel Hoch
Argumentativ Ablehnung Ausflucht Zustimmung
Praktisch Nichtbefolgung Scheinbefolgung Befolgung
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gen sie durch höhere Güter, wie etwa die Si-
cherheit und Integrität des Landes.
(3) Im Fall der Zustimmung erkennen die
Regierungen schließlich sowohl die Bedingun-
gen der EU als auch ihre Forderungen nach
Veränderung an.
Praktische Reaktionen sind die Schritte, die
eine Regierung im eigenen Land als Reaktion
auf die Forderungen der EU unternimmt. Diese
können formaler oder institutioneller Natur sein.
Die Regierung kann die formalen Regeln, also
Gesetze und Bestimmungen, ändern und Insti-
tutionen aufbauen, um den Forderungen der EU
zu entsprechen. Gleichzeitig bedeutet die for-
male Regeleinhaltung nicht unbedingt auch die
tatsächliche Regelbefolgung im Verhalten. Re-
gierungen können vielmehr die neuen Regeln
und Institutionen informell umgehen und das
normverletzende Verhalten fortführen. Daher
unterscheiden wir wiederum den Grad der Be-
folgung in drei Stufen. Das eine Extrem ist
Nichtbefolgung. In diesem Fall beobachten
wir keine Veränderung von Gesetzen, Instituti-
onen oder des Verhaltens. Der andere Endpunkt
ist Befolgung und besteht in der vollen Um-
setzung der Forderungen der EU in die
Regierungspraxis. Dazwischen liegt die
Scheinbefolgung, die aus einer Kombination
von formaler Übernahme und abweichendem
Verhalten besteht.
Der Grad der argumentativen Zustimmung
und praktischen Befolgung der Forderungen der
EU ist unsere abhängige Variable. Wie lassen
sich also die unterschiedlichen Reaktionen der
Zielregierungen erklären?
4. Kosten, Resonanz und Normübernahme
Wir erklären die Reaktionen von osteuropäi-
schen Regierungen auf die EU-Politik der de-
mokratischen Konditionalität durch die Kom-
bination zweier innenpolitischer Faktoren, die
in der Europäisierungs- und Sozialisations-
forschung eine große Rolle spielen: Kosten und
Resonanz.
Die osteuropäischen Regierungen werden
generell als stark  also relativ autonom 
gegenüber ihren Gesellschaften eingeschätzt.
Daher konzentrieren wir uns bei der Analyse
der Kosten auf die Auswirkung der EU-Bedin-
gungen auf die machtpolitischen Kosten der
Regierungen (vgl. Ágh 1998, 52, 106; Birch
2000, 1516; Kaldor/Vejvoda 1999, 11, 1922).
Diese Kosten sind umso höher, je mehr sie die
Sicherheit und Integrität des Staates sowie die
Machtbasis und die Machtausübung der Regie-
rung gefährden. Sie werden von einer Regie-
rung z.B. dann als hoch eingeschätzt, wenn ein-
geforderte Demokratie- oder Minderheiten-
rechte Separatismus befördern könnten oder den
innenpolitischen Einfluss von ethnischen
Minderheitenparteien deutlich vergrößern oder
wenn sie zum Machterhalt auf autoritäre Prak-
tiken angewiesen ist.
Unter Resonanz verstehen wir  wiederum auf
der Ebene der Regierungseliten  den Grad der
Übereinstimmung von EU-Regeln mit vorherr-
schenden institutionellen Traditionen, grund-
sätzlichen Überzeugungen und Einstellungen
sowie den dominanten Diskursen innerhalb der
politischen Kultur (vgl. Cortell/Davis 2000). Je
nach Grad der Übereinstimmung werden diese
Regeln als fremd und illegitim oder aber als
anschlussfähig an eigene Traditionen und Wert-
vorstellungen wahrgenommen. Bei hoher Re-
sonanz fühlen sich die AkteurInnen eher zur
Befolgung der EU-Normen verpflichtet als bei
geringer Resonanz (Cortell/Davis 2000, 69).
Die Europäisierungsliteratur ordnet Kosten
und Resonanz unterschiedlichen Theorien und
Kausalpfaden zu. Während der Faktor innen-
politische Kosten in rationalistischer Perspek-
tive von zentraler Bedeutung ist, ist Resonanz
aus soziologisch-institutionalistischer Sicht re-
levant (vgl. Börzel/Risse 2000; Héritier 2001).
Wir hingegen kombinieren beide Faktoren, um
die Reaktion von Zielregierungen gegenüber der
EU-Konditionalität zu erklären. Allgemein be-
haupten wir, dass unterschiedliche Kombinati-
onen von Kosten und Resonanz verschiedene
argumentative und praktische Reaktionen her-
vorbringen. Darüber hinaus argumentieren wir,
dass die Höhe der innenpolitischen Kosten
hauptsächlich die praktischen Reaktionen be-
stimmt, während der Grad der Resonanz ursäch-
lich für die argumentativen Reaktionen ist. Da
Resonanz ein ideeller und kultureller Faktor ist,
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nehmen wir an, dass die betroffenen
AkteurInnen damit ihre Haltung gegenüber den
EU-Regeln argumentativ rechtfertigen. Ist der
Grad der Resonanz hoch, werden sie diesen
grundsätzlich zustimmen. Ist er niedrig, wird die
argumentative Reaktion eher kontrovers sein.
Im Gegensatz dazu bestimmen die macht-
politischen Kosten die praktische Befolgung der
EU-Forderungen, da unmittelbare Kosten sich
eher aus dem praktischen Handeln als aus ver-
balen Reaktionen ergeben. Hier gilt: Je niedri-
ger die Kosten, desto höher die Wahrscheinlich-
keit der Regelbefolgung. Damit vertreten wir
ein vorrangig instrumentelles Verständnis von
Ideen und Argumenten: Sie dienen der Legiti-
mation oder Verschleierung des praktischen
Handelns, angepasst an das jeweilige, von mehr
oder weniger hoher Resonanz gekennzeichne-
te, Umfeld der Regierungen.2
Aus diesen Ausgangsüberlegungen lassen
sich zwei einfache Hypothesen ableiten:
(1) Bei niedrigen machtpolitischen Kosten und
hoher Resonanz stimmen die betroffenen Regie-
rungen den EU-Bedingungen zu und folgen die-
sen (vollständige Übernahme).
(2) Bei hohen machtpolitischen Kosten und
geringer Resonanz lehnen die betroffenen Re-
gierungen die EU-Bedingungen ab und über-
nehmen diese nicht (Nichtübernahme).
Was aber passiert, wenn Resonanz und Kos-
ten gegensätzliche argumentative und praktische
Reaktionen erwarten lassen? Sind beide nied-
rig, werden die Regierungen zwar den EU-Re-
geln ihre Legitimität absprechen, sie aber trotz-
dem übernehmen, um in den Genuss der EU-
Belohnung zu kommen, und die Übernahme als
notwendiges Übel rechtfertigen. Allerdings
nehmen wir an, dass die Übernahme aufgrund
der geringen Resonanz weniger stabil ist. Kul-
turelle Hürden, Widerstände oder Missverständ-
nisse stehen der vollständigen Übernahme
entgegen.
Sind beide hoch, werden die betroffenen Re-
gierungen die praktische Übernahme zu vermei-
den versuchen, ohne jedoch ihr Verhalten mit
einer grundsätzlichen ideologischen Ablehnung
zu rechtfertigen. Sie greifen zum einen rheto-
risch auf Ausflüchte zurück, um zu rechtferti-
gen, warum sie einer Norm, der sie prinzipiell
zustimmen, nicht oder noch nicht Folge leisten
können. Zum anderen befolgen sie die EU-Be-
dingungen allenfalls formal und oberflächlich,
um die machtpolitischen Kosten der vollständi-
gen Übernahme zu vermeiden  in der Hoff-
nung, dass die EU dies nicht bemerkt und die in
Aussicht gestellte Belohnung nicht verweigert
(vgl. Jacoby 1999). In beiden Fällen dominiert
die Kostenlogik des praktischen Verhaltens die
Resonanzlogik des argumentativen Verhaltens.
Die Argumentation wird in den Dienst der prak-
tischen Reaktion gestellt, um zu begründen,
warum man trotz genereller Ablehnung koope-
riert oder den Forderungen trotz genereller Zu-
stimmung nicht nachkommt.
(3) Bei geringen Kosten und geringer Reso-
nanz widersprechen die betroffenen Regierun-
gen den EU-Bedingungen zwar, befolgen sie
aber dennoch (widerwillige Übernahme).
(4) Bei hohen Kosten und hoher Resonanz
weichen die betroffenen Regierungen in Aus-
flüchte und/oder Scheinbefolgung aus (Pseudo-
übernahme).
Tabelle 2 fasst die hypothetischen Erwartun-
gen zusammen:
Tabelle 2: Kosten, Resonanz, Regelübernahme
Resonanz
Hoch Niedrig
Kosten Niedrig Vollständige Übernahme Widerwillige Übernahme(Zustimmung und Befolgung) (Ablehnung und Befolgung)
Hoch Pseudoübernahme Nichtübernahme(Ausflüchte und Scheinbefolgung) (Ablehnung und Nichtbefolgung)
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5. Fallauswahl
Um diese Erwartungen zu überprüfen, haben
wir vier Fallpaare ausgewählt: die Slowakei
während und nach der Mečiar-Regierung, die
Kooperation der jugoslawischen und serbischen
Regierungen mit dem Kriegsverbrechertribunal
in Den Haag sowie die Politik der estnischen
und lettischen Regierungen gegenüber ihren
russischsprachigen Minderheiten zu Beginn und
Ende der 1990er Jahre. Während bei jedem Fall-
paar Land und Konfliktgegenstand gleich blei-
ben, beobachten wir im Zeitverlauf eine positi-
ve Veränderung in der Übernahme. (Nur im Fall
Jugoslawien beobachten wir eine gleichzeitige
Varianz zwischen zwei Regierungsebenen.)
Aufgrund dieser Auswahlkriterien glauben wir
zum einen zeigen zu können, dass unsere Er-
gebnisse weder länder- noch themenspezifisch,
sondern prinzipiell verallgemeinerbar sind. Zum
anderen können wir in jedem Fallpaar einen
möglichst kontrollierten Vergleich durchführen,
weil abgesehen von Veränderungen in den Kos-
ten und/oder der Resonanz die länder-
spezifischen Bedingungen weitgehend konstant
bleiben. Ein hohes Maß an Kontrolle spricht
auch für den Vergleich der beiden baltischen
Staaten, die sich bei ähnlicher Problemlage (gro-
ße russischsprachige Minderheiten und anfäng-
lich restriktive Staatsbürgerschaftspolitik) bei
einer der unabhängigen Variablen  Resonanz
 unterscheiden.
Im slowakischen Fallpaar findet eine Verän-
derung von Nichtübernahme zu vollständiger
Übernahme statt, bei Lettland von Nicht-
übernahme zu widerwilliger Übernahme, bei
Estland von Pseudoübernahme zu vollständiger
Übernahme, und die jugoslawische Fallstudie
zeigt die Koexistenz von Nichtübernahme und
widerwilliger Übernahme (vgl. Tabelle 3). Alle
Fallstudien sind gleich aufgebaut: Zuerst be-
schreiben wir die anfängliche Diskrepanz zwi-
schen europäischen Normen und dem Verhal-
ten des Zielstaates, dann bestimmen wir Reso-
nanz und Kosten und schildern die praktischen
und argumentativen Reaktionen der Regierun-
gen. Zuletzt analysieren wir den Wandel bei
Kosten und Resonanz und die entsprechenden
Veränderungen in der Regelübernahme.
5.1. Slowakei: Die Regierungen Mečiar und
Dzurinda
Vladimír Mečiar und seine Partei, die Be-
wegung für eine demokratische Slowakei
(HZDS), gewannen die Wahlen im September
1994 und bildeten eine Koalition mit der SNS
(Slowakische Nationalpartei) sowie der ZRS
(Vereinigung der Arbeiter der Slowakei). Die
Koalition schlug unmittelbar nach der Amts-
übernahme einen autoritären Weg ein: Meciar
versuchte, so viel politische Macht wie mög-
lich in seinen Händen zu konzentrieren, be-
schnitt die Rechte des Parlaments, diffamierte
den Staatspräsidenten Kovác, versuchte ihn von
seinem Amt zu entheben, ignorierte die Ent-
scheidungen unabhängiger Gerichte und brachte
die öffentliche Verwaltung unter die Kontrolle
seiner AnhängerInnen. Das öffentlich-rechtliche
Fernsehen wurde streng kontrolliert, private





VOLLSTÄNDIGE ÜBERNAHME WIDERWILLIGE ÜBERNAHME
Slowakei (Dzurinda) Lettland (späte 1990er Jahre)
ESTLAND (SPÄTE 1990ER JAHRE) Jugoslawien (Djindjić)
NICHTÜBERNAHME
Hoch PSEUDOÜBERNAHME Slowakei (Mečiar)
ESTLAND (FRÜHE 1990ER JAHRE) Lettland (frühe 1990er Jahre)
Jugoslawien (Kotunica)
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Pressefreiheit wurde eingeschränkt. Zudem litt
die ungarische Minderheit (12% der Bevölke-
rung) unter der repressiven Politik. Kurz: der
politische Stil von Mečiars Regierung 1994
1998 ist treffend als eine Tyrannei der Mehr-
heit charakterisiert worden (Bútora/Bútorová
1999, 84; Schneider 1997).
Die Resonanz liberaler Normen innerhalb der
Elite war gering, besonders bei SNS und ZRS,
die beide ideologisch anti-westlich eingestellt
und jeweils am rechten bzw. linken Rand des
Parteienspektrums angesiedelt waren. Die
HZDS war hingegen populistisch und repräsen-
tativ für den älteren, weniger ausgebildeten und
weniger reformorientierten Teil der Gesell-
schaft (Bútora/Bútorova 1999, 81). Die Partei
war weder prinzipiell anti-westlich noch natio-
nalistisch ausgerichtet, instrumentalisierte aber
den slowakischen Nationalismus zur Mobilisie-
rung ihrer AnhängerInnen, zur Förderung der
slowakischen Eigenstaatlichkeit und zur Bil-
dung einer Koalition mit der SNS (Schneider
1997, 20). Ebenso wenig war die HZDS jedoch
der liberalen Demokratie oder dem Minderhei-
tenschutz ideologisch verpflichtet.
Außerdem waren die innenpolitischen Kos-
ten der Normbefolgung hoch, da Mečiars auto-
ritärer Regierungsstil vorrangig dem Zweck des
Machterhalts diente. Durch die autoritäre Kon-
trolle des Parlaments und die Isolierung des Prä-
sidenten versuchte er jene staatlichen Instituti-
onen zu entmachten, deren Zusammenwirken
ihn Anfang 1994 sein Amt gekostet hatte
(Schneider 1997, 11). Auch die von der EU ge-
forderte Autonomie der ungarischen Minderheit
wurde abgelehnt, weil sie die Koalition mit der
SNS, auf welche die HZDS als Regierungs-
partner unbedingt angewiesen war, gefährdet
hätte.
Wie reagierte die Mečiar-Regierung auf die
demokratische Konditionalität der EU? Zumeist
leugnete die Regierung die ihr vorgeworfenen
Versäumnisse und warf der EU vor, die Lage
im Land falsch und ungerecht zu beurteilen, sich
in die inneren Angelegenheiten einzumischen
und mit zweierlei Maß zu messen. Regierungs-
vertreter verwiesen stattdessen auf die
Transformationserfolge der Wirtschaft, be-
schrieben die demokratische Situation als
genauso gut wie in anderen Staaten Osteuropas
und beschuldigten die Opposition sowie die
westlichen Medien, für das Zerrbild der Slowa-
kei im Ausland verantwortlich zu sein.3  Obwohl
die Mečiar-Regierung westliche Normen
niemals offen bestritt, bestand ihre argumenta-
tive Reaktion eindeutig in Ablehnung.
Auf der praktischen Ebene konnte die demo-
kratische Konditionalität der EU keine substan-
tielle Veränderung in Mečiars Regierungsstil
bewirken. Das gilt selbst für den oft als Erfolg
herausgestellten Vertrag zwischen Ungarn und
der Slowakei, welcher die Regierung zur Ein-
haltung der Minderheitenrechtsstandards des
Europarats sowie der Implementierung von
Autonomierechten für die ungarische Minder-
heit verpflichtete. Nachdem der Vertrag im März
1995 auf der Konferenz des Stabilitätspaktes
unterzeichnet wurde, traf er bei Mečiars
Koalitionspartnern auf heftigen Widerstand und
wurde erst ratifiziert, nachdem die Regierung
mehrere Gesetze verabschiedet hatte, die einen
effektiven Minderheitenschutz umgingen und
verwässerten (vgl. Leff 1997, 250; Schneider
1997, 2024).
Die Parlamentswahlen 1998 wurden von ei-
ner Zehn-Parteien-Allianz unter dem neuen Pre-
mierminister Dzurinda gewonnen. Sie umfass-
te Reformkommunisten, Christdemokraten so-
wie zwei Parteien der ungarischen Minderheit.
Trotzdem fühlten sich alle Regierungsparteien
demokratischen Werten sowie der Rechts-
staatlichkeit verpflichtet und unterstützten die
Integration der Slowakei in die Europäische
Union und NATO (Bútora/Bútorova 1999, 82;
vgl. Kirschbaum 1999, 600). Mit dem Regie-
rungswechsel stieg also auch die Resonanz.
Genauso änderten sich die innenpolitischen
Kosten der Regelübernahme, die  vor allem
im Vergleich zu den zu erwarteten Gewinnen 
als niedrig wahrgenommen wurden. Die Oppo-
sitionsparteien waren mit einem Programm der
Westintegration angetreten und gewählt worden.
Neben der Verhinderung einer Rückkehr
Mečiars an die Macht war dies der Kitt einer
ansonsten programmatisch heterogenen Koali-
tion. Damit wurden die EU-Integration und die
Übernahme ihrer Regeln zum ureigensten in-
nenpolitischen Interesse der Koalition. Aus die-
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sen Gründen überstand die Dzurinda-Regierung
trotz ernster Krisen, wiederholter Drohungen
einzelner Partner, die Koalition zu verlassen,
und trotz Zerfalls und Umbildung einiger Koa-
litionsparteien die vollen vier Amtsjahre.
Die neue Koalition bekannte sich sofort zu
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschen-
rechten und Minderheitenschutz und erklärte
sich bereit, liberale Reformen und die EU-For-
derungen umzusetzen. Ihr neuer Außenminister,
Eduard Kukan, versprach zu beweisen, dass
es jetzt eine neue Situation in der Slowakei gibt
(...), eine zu demokratischer Entwicklung ent-
schlossene Regierung.4  Wenige Tage, nachdem
Dzurinda zum Premierminister gewählt wurde,
besuchte er Brüssel und versprach anschließend,
zwei Forderungen der EU schnell zu erfüllen:
ein Sprachengesetz zugunsten nationaler Min-
derheiten und eine Untersuchung der Entfüh-
rung des Sohnes des ehemaligen Präsidenten
Kovác.5  Regierungsvertreter bekräftigten ihre
Absicht alles zu tun, damit die EU sich 1999
zur Eröffnung von Betrittsverhandlungen mit
der Slowakei entscheidet.6
Ebenso versuchte die neue Koalition, die kon-
stitutionellen Konflikte und autoritären Tenden-
zen der Mečiar-Jahre zu bereinigen. Die parla-
mentarischen Rechte der Opposition wurden
wiederhergestellt und die von Mečiar aufgescho-
bene Präsidentenwahl nachgeholt. Mit Ungarn
erreichte man eine Übereinkunft über die Imp-
lementierung des Grundlagenvertrags.7  Im Juli
1999 verabschiedete das Parlament ein den
OSZE Richtlinien entsprechendes Minder-
heitensprachengesetz, das von der EU positiv
aufgenommen wurde (Kirschbaum 1999, 600).
Im Dezember 1999 beschloss der Europäische
Rat mit der Slowakei in Betrittsverhandlungen
zu treten.
Insgesamt bestätigt die Slowakei-Fallstudie
unsere Hypothesen. Während die Resonanz un-
ter Mečiar niedrig und die machtpolitischen Kos-
ten der Regelbefolgung hoch waren, veränderte
sich die Situation nach 1998 in doppelter Hin-
sicht. Entsprechend änderte sich die Reaktion
von Nichtübernahme zu vollständiger Übernah-
me. Während Mečiar die westlichen Forderun-
gen als unbegründet ablehnte und nicht befolg-
te, teilte die Dzurinda-Regierung die liberalen
Werte der EU und deren Kritik an der Vor-
gängerregierung, versprach sofortige Abhilfe
und kam den EU-Bedingungen für die Aufnah-
me von Beitrittsverhandlungen bereitwillig nach.
5.2. Jugoslawien: Kooperation mit dem
Kriegsverbrechertribunal8
Die Kooperation mit dem Haager Kriegs-
verbrechertribunal ist für die EU eine zentrale
Bedingung für Hilfsleistungen und die Entwick-
lung der Vertragsbeziehungen zu den Nach-
folgestaaten Jugoslawiens. Doch obwohl sich
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) als Mit-
gliedstaat der UN (seit 1. November 2000) ent-
sprechend der Resolution 827 des UN-Sicher-
heitsrats zur Kooperation verpflichtet hatte,
blieb die Zusammenarbeit intern höchst umstrit-
ten und entwickelte sich zu einem zentralen
Konfliktpunkt zwischen dem pragmatischen
Reformer Zoran Djindjić (als Premierminister
Serbiens) und dem moderaten Nationalisten und
Reformkritiker Vojislav Kotunica (als Präsident
der jugoslawischen Föderation).
Die innenpolitische Resonanz ist allgemein
gering. Sowohl die Bevölkerung als auch die
Elite in Serbien sind einer Zusammenarbeit mit
dem Kriegsverbrechertribunal eher abgeneigt
und betrachten sie als ein Mittel, um die Serben
einer Kollektivschuld zu bezichtigen (Biermann
2002, 22). Diese Einstellung deckt sich weitge-
hend mit dem historisch konstruierten Selbst-
bild der Serben als Opfer. Die Frage nationa-
ler Verantwortlichkeit ist ein Tabu; eine öffent-
liche Diskussion serbischer Kriegesverbrechen
oder der individuellen Schuld einzelner Verant-
wortlicher findet nicht statt.9
Varianz zwischen dem Verhalten Djindjićs und
Kotunicas bestand nicht bei der Resonanz, son-
dern hinsichtlich des Nutzens und der Kosten
einer Zusammenarbeit mit dem Haager Tribu-
nal.10  Kotunicas Ablehnung des Tribunals folg-
te der politischen Strategie, die national-konser-
vative Wählerschaft für die serbischen Präsi-
dentschaftswahlen im Jahr 2002 an sich zu bin-
den, der er bereits seinen Wahlsieg gegen
Miloević im Herbst 2000 verdankte. Djindjić
hatte hingegen in diesem Wählerspektrum kei-
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nen Rückhalt. Er baute seine Legitimation auf
der erfolgreichen Transformation und West-
integration Serbiens auf und setzte seine
Wiederwahlhoffnungen in eine Verbesserung der
Lebensbedingungen für die serbische Bevölke-
rung. Dazu war internationale Unterstützung
unerlässlich. Nach allgemeiner Einschätzung
war diese instrumentelle Motivation der norma-
tiv-moralischen Überzeugung klar vorgelagert.11
Angesichts der geringen Resonanz fand man
weder bei Kotunica noch bei Djindjić Zustim-
mung zum Haager Tribunal. Während Kotunica
das Tribunal jedoch grundsätzlich ablehnte,
rechtfertigte Djindjić die partielle Zusammenar-
beit als Mittel zum Zweck. Schon während des
Präsidentschaftswahlkampfs 2000 lehnte Kotu-
nica es ab, Miloević auszuliefern. Nach Amts-
antritt erklärte er, die Auslieferung jugosla-
wischer StaatsbürgerInnen sei ohne innenpoliti-
sche rechtliche Grundlage und daher illegal.
Zudem bezeichnete er das Tribunal als anti-ser-
bisch, als ein Werkzeug der USA und als völker-
rechtlich fragwürdig. Die Zusammenarbeit mit
dem Tribunal stelle einen Ausverkauf nationa-
ler Interessen dar.12  Demgegenüber erklärte
Djindjić, dass für Serbiens Integration in Europa
kein Preis zu hoch sei und verwies auf die
jugoslawischen Verpflichtungen durch Dayton.13
Allerdings betrachtete er die Zusammenarbeit mit
dem Haager Tribunal vorrangig als Geschäfts-
beziehung oder notwendiges Übel:14  Die in-
ternationale Gemeinschaft ist wie das Wetter.
Man muss es emotionslos hinnehmen, sonst ver-
übt man politischen Selbstmord.15
Im praktischen Verhalten wurden die Diffe-
renzen zwischen Kotunica und Djindjić vor
allem an der Auslieferung Miloevićs an das
Haager Tribunal deutlich, die der serbische Mi-
nisterpräsident gegen den Willen und unter Pro-
test des jugoslawischen Staatschefs verfügte und
durchsetzte. Allerdings war die Kooperations-
bereitschaft Djindjićs auch nur selektiv  unter
unmittelbarem internationalem Druck (vor al-
lem wenn internationale finanzielle Hilfs-
leistungen auf dem Spiel stehen) und je nach
innenpolitischen Kosten. Weder das Tribunal
noch die Europäische Kommission stuften die
Zusammenarbeit als zufrieden stellend ein (vgl.
European Commission 2002, 16, 20). Bei-
spielsweise gab Djindjić vor, den Aufenthalts-
ort des in Serbien als Kriegsheld gefeierten
Generals Mladić nicht zu kennen bzw. nicht für
die Auslieferung bosnischer StaatsbürgerInnen
zuständig zu sein.16  Außerdem weigerte er sich,
den serbischen Präsidenten Milutinović vor dem
Ende von dessen Amtszeit auszuliefern. Dies
lässt sich durch die hohen machtpolitischen
Kosten dieses Schrittes erklären. Milutinović
war ein zurückhaltender, zahmer Präsident,
der Djindjić in Serbien freie Hand ließ (Oschlies
2002, 12). Eine vorzeitige Auslieferung und
die wahrscheinliche Konsequenz, dass sein Ri-
vale Kotunica in das Amt des serbischen Prä-
sidenten gewählt werden würde, hätte Djindjićs
Macht und Gestaltungsfreiheit in Serbien we-
sentlich eingeschränkt.17
Zusammenfassend bestätigt die jugoslawische
Fallstudie unsere Hypothesen. Die unterschied-
liche Bereitschaft, der Forderung der EU und
anderer internationaler Geldgeber, mit dem
Haager Kriegsverbrechertribunal zusammenzu-
arbeiten, zu entsprechen, erklärt sich in erster
Linie durch die unterschiedlichen macht-
politischen Kalküle des jugoslawischen Präsi-
denten Kotunica und des serbischen Minister-
präsidenten Djindjić. Die Resonanz war auf
beiden Seiten niedrig, doch wurde die Argumen-
tation in den Dienst des interessengeleiteten
Handelns gestellt: Während Kotunica die Zu-
sammenarbeit mit dem Haager Tribunal als
rechtswidrig geißelte, rechtfertigte sie Djindjić
als notwendiges Übel.
5.3. Lettland: Die Politik gegenüber der
russischsprachigen Bevölkerung
Lettland ist unter den baltischen Staaten der
Staat mit dem größten Anteil an russisch-
sprachiger Bevölkerung, die zum größten Teil
im Zuge der sowjetischen Russifizierungspolitik
ins Land kam (Haab 1998, 4). Moskau verän-
derte nach der Annexion Lettlands im Zweiten
Weltkrieg die ethnische Zusammensetzung des
Landes, um so die imperiale Kontrolle zu ver-
stärken; ein großer Teil der lettischen Elite wur-
de deportiert und die Einwanderung russischer
ArbeiterInnen forciert. Diese Politik vergrößer-
330
te den Anteil der NichtlettInnen auf ca. 50 Pro-
zent. Nach der Unabhängigkeit von der Sowjet-
union ermöglichte Lettland im Jahr 1991 nur den
StaatsbürgerInnen der Zwischenkriegszeit und
ihren Nachkommen den Zugang zur Staats-
bürgerschaft, um die sowjetische Politik rück-
gängig zu machen. Infolge des Zusammenbruchs
der Sowjetunion verloren die meisten Nicht-
lettInnen, ca. 30 Prozent der Bevölkerung, nicht
nur ihre sowjetische Staatsangehörigkeit, son-
dern auch ihre politischen Rechte, weil sie
aufgrund der lettischen Politik staatenlos wurden.
Die OSZE, die EU und der Europarat kriti-
sierten diesen Zustand und die lettische Politik,
weil sie grundlegende internationale Standards
verletzt sahen. Die lettische Regierung war je-
doch in den ersten Jahren nach der Unabhän-
gigkeit nicht gewillt, diesen Zustand durch die
Einführung eines geeigneten Einbürgerungs-
gesetzes zu beenden. Erst 1994 wurde ein neues
Staatsbürgerschaftsrecht verabschiedet, das aber
nicht nur hohe Anforderungen an die Ein-
bürgerungswilligen stellte, sondern die Möglich-
keit der Einbürgerung auch zeitlich nach Alters-
gruppen staffelte (Fenstersystem). Dieses Ge-
setz erfüllte die westlichen Erwartungen nicht,
weil es nicht zu einer signifikanten Reduzierung
von Staatenlosigkeit beitrug und seine Bestim-
mungen in Bezug auf den Gleichbehandlungs-
grundsatz fragwürdig waren.
Seit den ersten Wahlen in Lettland dominier-
ten rechts-konservative Regierungskoalitionen
die lettische Politik (vgl. Reetz 1999), die deut-
lich nationalistischen Vorstellungsmustern folg-
ten. Die gemeinsame Überzeugung in diesen
Koalitionen war, dass der wieder unabhängige
Staat nun das Überleben und die Wiederbele-
bung der lettischen Nation sowie deren Identi-
tät und Kultur nach Jahrzehnten der Russi-
fizierungspolitik sicherstellen müsse. Zwar fühl-
ten sich die konservativen Regierungsparteien
einem pro-westlichen Kurs verpflichtet (Plakans
1997, 285; Jubulis 1996, 69; Smith et al. 1998,
108), doch reduzierte das nationale Trauma der
Russifizierung und der vorherrschende Natio-
nalismus die Resonanz westlicher Normen in
einem entscheidenden Punkt: dem Schutz nati-
onaler Minderheiten (Pabriks 1999; Wälzholz
1998, 9293).
Aus der Sicht der Regierungen Lettlands wa-
ren die Kosten der Normübernahme am Anfang
der 1990er Jahre hoch. In einer Politik, die auf
die Veränderung der ethnischen Zusammenset-
zung der Staatsbürgerschaft zielte, sah die letti-
sche Elite das Risiko der Veränderung der ge-
sellschaftlichen Machtverhältnisse im Staat, die
zu einer Stärkung von politischen Kräften füh-
ren würde, die als loyal gegenüber Russland
galten (Birckenbach 1997, 2123; Holoboff
1995, 121). Die lettische Elite nahm die
NichtlettInnen vor allem als KommunistInnen
und sowjetische Militärs wahr, die eine Wieder-
eingliederung Lettlands in ein neues sowjeti-
sches oder russisches Reich befürworteten. Ihre
politische Teilhabe galt daher als Gefahr für die
Unabhängigkeit Lettlands (Jubulis 1996, 61),
besonders weil sich russische Truppen noch
immer in Lettland aufhielten (Holoboff 1995,
112115). Darüber hinaus sah die lettische Eli-
te in der gleichberechtigten Partizipation der
Nichtletten eine Gefahr für die lettische Kultur
und die Bedeutung der lettischen Sprache
(Pabriks 1999, 150; Wälzholz 1998, 88; Melvin
2000, 145). Sollten die NichtlettInnen wieder
einen signifikanten Einfluß in der lettischen
Politik erhalten, bestünde die Gefahr, dass Rus-
sisch erneut einen offiziellen Status erhielte und
die kulturelle russische Dominanz fortgeschrie-
ben würde. Zusätzlich mussten alle Parteien
damit rechnen, dass die lettischen WählerInnen
substantielle Konzessionen nicht unterstützen
würden. Eine Niederlage bei Wahlen war damit
für alle konzessionsbereiten Regierungen ein
ernst zu nehmendes Risiko. Zusätzlich war es
unmöglich, stabile Regierungskoalitionen ohne
die Beteiligung von Parteien aus dem konser-
vativ-rechten Spektrum zu bilden, so dass ein
Vorstoß für eine liberalere Politik gegenüber den
NichtlettInnen vom Risiko eines Koalitions-
bruchs begleitet wurde.
Zu Beginn der 1990er Jahre war die argumen-
tative Reaktion lettischer PolitikerInnen auf die
Forderungen internationaler Organisationen
nach einer Stärkung der Rechte der russisch-
sprachigen Minderheit daher deutlich von Ab-
lehnung gekennzeichnet. Beispielsweise stellte
der Architekt der frühen Staatsbürgerschafts-
regelungen, Juris Bojars, fest, dass Lettland sich
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genauso wie jedes andere europäische Land
verhalte, das nicht automatisch seine Tür für
Einwanderer aus Staaten der Dritten Welt öff-
ne, weil diese nun mal diese Länder ihren eige-
nen vorziehen (zit. nach Smith et al. 1998, 109).
Ähnlich reagierte Außenminister Andrejevs, als
er 1993 auf die Kritik des Hohen Kommissars
für Minderheiten (HCNM) der OSCE, Max van
der Stoel, mit einem kurzen Brief antwortete, in
dem er auf das Leid der Letten hinwies und dar-
auf bestand, dass die derzeitigen Schutz-
bestimmungen für Menschenrechte ausreichten,
um entstehende Probleme zu bearbeiten.18
Nachdem 1994 ein restriktives Staatsbürger-
schaftsgesetz erlassen und umgesetzt wurde, tat
die Regierung aufkommende Kritik mit dem
Hinweis ab, dass es nun alleine an den Nicht-
lettInnen liege, die bisher kein wirkliches Inte-
resse an der lettischen Staatsbürgerschaft gezeigt
hätten.19  Weiterhin zeigte sich Außenminister
Valdis Birkavs noch immer defensiv und abwei-
send gegenüber der Kritik von internationalen
Organisationen.20  Selbst der als eher liberal-
konservativ geltende lettische Präsident Ulmanis
bestand darauf, dass die lettische Gesetzgebung
mit internationalen Regeln im Einklang stehe.21
Seit Mitte der 1990er Jahre wurde der letti-
schen politischen Elite jedoch zunehmend klar,
dass eine liberalere Politik gegenüber den
NichtlettInnen nicht zu einem rapiden Anstieg
der Einbürgerungsrate führen würde, weil sich
die NichtlettInnen nur zögerlich zur Annahme
der Staatsbürgerschaft entschieden. Darüber
hinaus zeigte sich, dass sich die eingebürgerten
RussInnen verstärkt auch politisch integrierten
und keine einheitliche politische Front bildeten,
die die Unabhängigkeit Lettlands gefährden
würde.22  Zusätzlich hatten die russischen Trup-
pen Lettland verlassen, und es setzte eine fort-
schreitende Annäherung an EU und NATO ein.
Beides reduzierte die wahrgenommene und tat-
sächliche Bedrohung der lettischen Unabhän-
gigkeit in starkem Maße. Auch sanken die in-
ternen politischen Kosten für die regierenden
Koalitionen, weil die lettischen WählerInnen
zunehmend ihre eigene Wohlfahrt ins Zentrum
ihrer Wahlentscheidungen rückten und der
Staatsbürgerschaftsfrage mehr und mehr eine
zweitrangige Rolle beimaßen (Bungs 2000,
244). Allerdings kam es in Lettland nur zu ei-
ner widerwilligen Übernahme von Normen zum
Schutz der NichtlettInnen: Es blieben die glei-
chen nationalistischen Kräfte an der Macht, die
konstanten politischen Drucks durch die
Beitrittskonditionalität der EU bedurften, um die
entsprechenden Schutzbestimmungen zu über-
nehmen.
In ihrem Gutachten zum lettischen Beitritts-
antrag (Juli 1997) beurteilte die EU-Kommissi-
on die Maßnahmen zur Reduzierung der An-
zahl der Staatenlosen und besseren Integration
der Minderheit als ungenügend und verlangte
von Lettland mit deutlichen Worten die Ab-
schaffung des Fenstersystems.23  Nachdem der
Europäische Rat von Luxemburg im Dezember
1997 der Empfehlung der Kommission gefolgt
war und Lettland zunächst von der Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen ausgeschlossen hat-
te, ließ Ministerpräsident Krasts im Februar
1997 erstmals öffentlich durchblicken, dass er
Änderungen des Staatsbürgerschaftsrechts nicht
mehr ausschließe, während VertreterInnen sei-
ner Partei, der nationalistischen Partei Vater-
land und Freiheit, weiterhin jede Änderung
verwarfen.24  Die folgenden Monate waren
durch eine intensive öffentliche Debatte zwi-
schen und innerhalb der Parteien um die Legiti-
mität der westlichen Forderungen und die Kos-
ten der Veränderung geprägt. Letztlich forderte
Außenminister Birkavs das lettische Parlament
auf, das Staatsbürgerschaftsrecht entsprechend
den westlichen Forderungen zu ändern, weil
anderenfalls das große Risiko bestehe, Bündnis-
partner im Westen zu verlieren.25  Ähnlich äu-
ßerte sich Präsident Ulmanis vor dem Parlament.
In einer Rede, in der er auch das Recht seines
Landes auf Schutz der eigenen Kultur und der
eigenen Werte betonte, argumentierte er, dass
die Kosten der Anpassung an westliche Stan-
dards in diesem Bereich nun geringer seien als
am Anfang der Dekade und dass die einzige
Alternative [zur Veränderung des Staatsbürger-
schaftsrecht] wäre, stolz zu sein und zu handeln
als wäre man alleine, was internationale Isolati-
on zur Folge hätte.26
Im Juni 1998 entschied sich das lettische Par-
lament, den Forderungen der EU zu entsprechen,
und akzeptierte mit sehr knapper Mehrheit Ver-
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änderungen des Staatsbürgerschaftsgesetzes.27
Allerdings konnten Ministerpräsident Krasts
und seine Partei sich mit der Entscheidung nicht
abfinden und entschlossen sich, das Gesetz ei-
nem Volksentscheid zu unterwerfen.28  Im Ok-
tober 1998 entschied sich wiederum eine knap-
pe Mehrheit der Bevölkerung dafür, den Argu-
menten von Außenminister Birkavs und Präsi-
dent Ulmanis zu folgen.29
Der Fall Lettland zeigt, wie sich die Reaktion
auf demokratische Konditionalität ändert, wenn
die Kosten der Regelbefolgung im Zeitverlauf
geringer werden, ohne dass die Resonanz der
Regeln sich erhöht. Die Resonanz der westli-
chen Normen zum Staatsbürgerschaftsrecht war
in diesem Fall und im gesamten Untersuchungs-
zeitraum konstant niedrig. Allerdings verringer-
te sich die Sorge, dass ein großzügiges Staats-
bürgerschaftsrecht die Integrität und Selbstän-
digkeit Lettlands in Frage stellen könnte, wäh-
rend sich gleichzeitig die Aussichten einer EU-
und NATO-Mitgliedschaft konkretisierten.
Dadurch schlug die Kosten-Nutzen-Bilanz ein-
deutig zugunsten einer Regelbefolgung aus. Die
fortgesetzt geringe Resonanz zeigte sich jedoch
darin, dass die Befolgung westlicher Forderun-
gen vornehmlich instrumentell gerechtfertigt
wurde und die nationalistischen Regierungs-
parteien sich nachhaltig sträubten.
5.4. Estland: Die estnische Politik gegenüber
der russischsprachigen Bevölkerung
Die Ausgangssituationen in Estland und Lett-
land waren sehr ähnlich. Die sowjetische
Russifizierungspolitik führte dazu, dass im Jahr
1989 die EstInnen nur 61 Prozent der Bevölke-
rung des Landes stellten (Stepan 1994, 133).
Nach der Unabhängigkeit entschied die estni-
sche Regierung ebenfalls, dass nur die
BürgerInnen der Zwischenkriegszeit und ihre
Nachkommen automatisch BürgerInnen von
Estland werden konnten. Durch diese Entschei-
dung wurde ein hoher Anteil der russisch-
sprachigen Bevölkerung zu Staatenlosen. Im
Zentrum der Kritik der EU und anderer westli-
cher Organisationen standen auch hier die rest-
riktiven Einbürgerungsbestimmungen.
Im Unterschied zu Lettland kann die Reso-
nanz westlicher Normen in Estland jedoch als
hoch gelten. Seit der Unabhängigkeit dominier-
ten Regierungskoalitionen aus konservativen
Parteien und Parteien der politischen Mitte die
estnische Politik (Grofman et al. 2000, 348351;
Reetz 1999). Alle Parteien dieser Regierungs-
koalitionen sahen sich als demokratische Par-
teien (Järve 1995, 22), die die westliche Kultur
und Tradition des Landes repräsentierten (Kuus
2002, 98). Darüber hinaus hatte Estland unter
den baltischen Staaten noch aus der Zwischen-
kriegszeit die meiste Erfahrung mit Demokra-
tie und dem Schutz von Minderheiten (Stepan
1994, 129). Vor allem aber war der Nationalis-
mus in den estnischen Regierungseliten weni-
ger vertreten bzw. weniger ausgeprägt als in
Lettland. Daraus resultierte, dass nach anfäng-
lichen nationalistischen Reflexen zur Zeit der
Revolution die Resonanz westlicher Normen
unblockiert blieb. Gleichzeitig aber herrschten
in der estnischen Elite die gleichen Bedenken
gegenüber einer Integration der russisch-
sprachigen Bevölkerungsgruppe vor wie in Lett-
land. Sie wurden als Gefahr für die neu erreich-
te politische und kulturelle Autonomie des Lan-
des und seine Westorientierung wahrgenommen
(Haab 1998; Kuus 2002, 98; Stepan 1994, 136).
Am Anfang der 1990er Jahre war die politi-
sche Rhetorik der estnischen Regierung durch
Ausweichen, Ausflüchte, Vergleiche und
Rechtfertigungsversuche geprägt. Die politi-
schen AkteurInnen bekannten sich zu westlichen
Prinzipien, versuchten aber, unter Hinweis auf
die spezielle Situation Estlands und organisato-
rische Probleme die Implementation zu umge-
hen und KritikerInnen zu veranlassen, eine ver-
zögerte Regelbefolgung zu akzeptieren. An-
fänglich beteuerte die estnische Regierung ihre
Unterstützung für die Empfehlungen des Min-
derheiten-Hochkommissars der OSZE (Zaag-
man 1999, 33). Im Juli 1993 jedoch versuchte
Ministerpräsident Maart Laar, die Kritik der
OSZE abzuwehren, indem er ankündigte, dass
die Regierung in naher Zukunft den Empfeh-
lungen der HCNM entsprechen werde, während
sie jedoch weiterhin die Implementation hinaus-
zögerte.30  Weiterhin gestand Vaino Reinard,
Botschafter Estlands beim Europarat, ein, dass
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Estland tatsächlich Probleme mit der Integrati-
on der NichtestInnen habe, diese aber organisa-
torischer Art seien und keinen Bezug zur gene-
rellen Akzeptanz der Menschenrechte hätten.31
Außenminister Velliste bekräftigte, dass Estland
sich an den Schutz von Individuen und Grup-
pen gebunden fühle und mit dem Europarat zu-
sammenarbeiten werde.32
In einer für die Pseudoübernahme typischen
Weise verabschiedete das estnische Parlament
schon 1992 ein formell sehr liberales Staats-
bürgerschaftsgesetz, allerdings kombiniert mit
unklaren Durchführungsbestimmungen. Erst als
die Mitgliedschaft Estlands im Europarat zur
Debatte stand, führte die estnische Regierung
im Februar 1993 die fehlenden Bestimmungen
ein, allerdings auch einen allgemein als restrik-
tiv angesehenen Sprachtest (Smith 2001, 86).
Zugleich reagierte sie sehr zögerlich auf die
Forderungen der OSZE, die nicht nur rechtli-
che Änderungen, sondern auch eine effektive
Reduktion der Anzahl der Staatenlosen in Est-
land erwartete. 1995 änderte Estland schließlich
die Sprachtests, führte einen zusätzlichen Test
über die Verfassung Estlands ein und verein-
heitlichte einige weitere Bestimmungen. Maart
Nutt, führendes Mitglied des Parlaments, sug-
gerierte, diese Änderungen würden die Gesetze
Estlands in Einklang mit den EU-Forderungen
bringen. Allerdings vereinfachten sie  anders
als von der EU verlangt  die Einbürgerung
keineswegs.33
Wie in Lettland erwiesen sich die Risiken der
Integration jedoch als weniger begründet als
ursprünglich angenommen. Die Unabhängigkeit
Estlands wurde durch die fortschreitende Inte-
gration des Landes in EU und NATO gesichert,
und die russischen Truppen hatten das Land
verlassen. Die ethnischen Unterschiede im
Wahlverhalten gingen zunehmend verloren
(Grofman et al. 2000, 349350; Raun 2001, 25;
Raun 1997, 362). Dies machte deutlich, dass die
russischsprachige Bevölkerung keinesfalls ver-
suchte, eine fünfte Kolonne Russlands in Est-
land zu bilden. Außerdem war die Zahl der Na-
turalisierungen weitaus niedriger als erwartet.
Einerseits blieb die Zahl der AntragstellerInnen
niedrig, so dass es nur zu einem langsamen
Wandel der Zusammensetzung der Staats-
bürgerInnen kam. Andererseits beantragten
120.000 der 550.000 NichtestInnen die russi-
sche Staatsangehörigkeit. Zusätzlich zeigte sich,
dass die EstInnen ihre Wahlentscheidung zuneh-
mend weniger von der Minderheitenfrage ab-
hängig machten. Ein Indikator war, dass die
rechten Parteien in den Wahlen von 1995 eine
deutliche Niederlage einstecken mussten. Dies
gab der estnischen Elite mehr Raum für Zuge-
ständnisse an die internationale Kritik, wie sie
von der EU Kommission nochmals 1997 in der
Agenda 2000 formuliert wurde.34
Das argumentative Verhalten änderte sich
nach 1995 in Richtung offener Zustimmung.
Beispielsweise beantwortete Außenminister
Ilves 1997 die Forderungen des Hochkommiss-
ars van der Stoel weitaus direkter und klarer,
als dies in der Zeit zuvor geschehen war.35  Ähn-
lich offen zeigte sich auch Ministerpräsident
Mart Siiman, als er klar machte, dass es nun das
nachdrückliche Ziel der Regierung sei, die Ein-
bürgerungen voranzutreiben.36  Die sinkenden
internen Kosten und die Konditionalität der
Forderungen der EU Kommission führten auch
in der Praxis zu einer neuen Haltung, die durch
die automatische Einbürgerung von Kindern
(1998), vor allem aber durch das im Frühjahr
2000 verabschiedete Integrationsprogramm zum
Ausdruck kam (Aklaev 2001, 2426).
Das estnische Fallpaar zeigt also den Wandel
von Pseudoübernahme zu vollständiger Über-
nahme infolge einer veränderten Kosten-
wahrnehmung. Anders als im lettischen Parallel-
fall war die Resonanz der Minderheitenschutz-
regeln, vor allem wegen des weniger nationa-
listischen Profils der estnischen Regierungs-
koalitionen, höher. Entsprechend weniger wi-
derwillig gaben die estnischen Regierungen den
Forderungen der westlichen Organisationen
nach einer Liberalisierung der Minderheiten-
politik nach.
6. Schluss
In diesem Papier haben wir die argumentati-
ven und praktischen Reaktionen osteuropäischer
Regierungen auf die demokratische Kondi-
tionalität der EU untersucht und deren Varianz
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auf die Kombination zweier Faktoren zurück-
geführt: die machtpolitischen Kosten und die
Resonanz der politischen Beitrittsbedingungen
der EU.
In der Slowakei waren zur Zeit der autoritä-
ren Mečiar-Regierung (199498) die macht-
politischen Kosten einer Anpassung an die EU-
Bedingungen hoch und zugleich die Resonanz
liberaler Normen gering. Die Regierung ließ sich
daher nicht von ihrem autoritären Kurs ab-
bringen und wies die EU-Kritik grundsätzlich
zurück. Nach den Wahlen von 1998 änderte sich
die Situation grundlegend. Die ansonsten hete-
rogene Dzurinda-Regierung wurde durch die
Gegnerschaft gegenüber Mečiar und das Ziel
der Westintegration zusammengehalten und
legitimierte ihre Politik durch die Aussicht auf
den EU-Beitritt. So kam es zu einem Wandel
von Nichtübernahme zu vollständiger Übernah-
me.
Im Mittelpunkt der jugoslawischen Fallstu-
die standen die  aufgrund unterschiedlicher
machtpolitischer Kosten/Nutzen-Kalküle bei
allgemein geringer Resonanz  divergierenden
Haltungen der jugoslawischen und serbischen
Führung zur Kooperation mit dem Haager
Kriegsverbrechertribunal. Die Ablehnung der
Zusammenarbeit durch den jugoslawischen Prä-
sidenten Kotunica entsprach seiner Veranke-
rung in der nationalistisch eingestellten Bevöl-
kerungsmehrheit Serbiens, während der politi-
sche Erfolg des serbischen Regierungschefs von
der Verbesserung der ökonomischen Situation
des Landes und damit von westlicher Unterstüt-
zung abhängig war. Zu diesem Zweck koope-
rierte er entsprechend dem Reaktionstyp der
widerwilligen Übernahme selektiv mit dem
Tribunal.
Die baltischen Fallstudien (Estland, Lettland)
zeigen, dass die innenpolitischen Kosten der
Einbürgerung und Einführung von Min-
derheitenrechten anfänglich als hoch wahrge-
nommen wurden, als die russischsprachige
Bevölkerung als Gefahr für die noch
ungefestigte Unabhängigkeit und nationale
Identität wahrgenommen wurde. In beiden Fäl-
len wurde die Übernahme der EU-Bedingun-
gen dadurch befördert, dass die Perspektive der
EU- und NATO-Mitgliedschaft und das gemä-
ßigte Verhalten der russischsprachigen Bevöl-
kerung die Bedrohungswahrnehmung deutlich
reduzierten. Angesichts der geringeren Reso-
nanz der liberalen Normen unter den nationa-
listischeren Regierungen Lettlands fiel dort die
Übernahme aber widerwilliger aus als in Est-
land.
Zusammenfassend können wir feststellen,
dass die Fallstudien unsere Hypothesen bestäti-
gen: Die Varianz in den Reaktionen der Regie-
rungen kann durch unterschiedliche Verteilun-
gen von machtpolitischen Kosten und der Re-
sonanz liberaler Normen bei den Regierungen
erklärt werden. Dabei bedingt der Grad der Re-
sonanz in erster Linie die argumentativen, die
Höhe der Kosten die praktischen Reaktionen.
Allerdings dominierte die Kostenlogik inso-
fern, als die argumentativen Reaktionen vorran-
gig der Rechtfertigung der kostenbedingten
praktischen Reaktionen dienten. Außerdem
konnten wir feststellen, dass eine Veränderung
der Resonanz selten und nur bei einem Aus-
tausch der Regierungsparteien zu erwarten ist.
Argumentative Überzeugungsprozesse spielten
daher in unseren Fällen bei der Europäisierung
im Sinne einer Verbesserung der Regel-
übernahme keine Rolle. Ohne Regierungs-
wechsel resultierte Europäisierung allein aus
einem Absinken der innenpolitischen An-
passungskosten.
Die zentrale Rolle der EU bei der Zähmung
der Widerspenstigen unter den osteuropäischen
Regierungen besteht also weder in der Ausü-
bung von Zwang noch in der normativen Über-
zeugung, sondern in der Beitrittsperspektive, die
einen permanenten, hohen und positiven Anreiz
darstellt. Vorausgesetzt, die machtpolitischen
Anpassungskosten waren gering oder sanken,
dann hat sich die Aussicht auf die Belohnung
Mitgliedschaft als hinreichend wirksam er-
wiesen, um innenpolitische Widerstände und
Resonanzdefizite in den Hintergrund treten zu
lassen. Im Zeitverlauf lässt sich auch insofern
von einer Zähmung sprechen, als die Wahr-
scheinlichkeit eines Rückfalls abnimmt: Je kon-
kreter die Beitrittsperspektive wird und je nä-
her der Beitrittstermin rückt, um so höher wer-
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